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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 9 SB 23/13 B 
 
L 15 SB 137/12 (Bayerisches LSG) 
S 5 SB 194/12 (SG München) 
 
 
 
…………………………………, 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin und  
 Beschwerdeführerin, 
 
 

g e g e n 
 
Freistaat Bayern, 
vertreten durch das Zentrum Bayern Familie und Soziales, 
Hegelstraße 2, 95447 Bayreuth, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 1. Juli 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d    sowie die Richter   K r u s c h i n s k y     

O t h m e r     

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 28. Februar 2013 Prozesskosten-

hilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im vorbezeichneten Urteil 

wird als unzulässig verworfen.  

 

Außergerichtliche Kosten für das Beschwerdeverfahrens haben die Beteiligten einander nicht zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 28.2.2013 hat das Bayerische Landessozialgericht (LSG) einen wegen Ver-

schlechterung ihres Gesundheitszustandes geltend gemachten Anspruch der Klägerin auf Fest-

stellung eines höheren Grades der Behinderung (GdB) als 40 sowie der gesundheitlichen 

Voraussetzungen des Merkzeichens H verneint. Gegen die Nichtzulassung der Revision in die-

sem Urteil hat die Klägerin selbst "Beschwerde/Revision" eingelegt und zugleich unter Vorlage 

einer Erklärung über ihre persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse die Bewilligung von 

Prozesskostenhilfe (PKH) für die Durchführung des Beschwerdeverfahrens beantragt. 

 

Der PKH-Antrag der Klägerin ist unbegründet. PKH ist nur zu bewilligen, wenn die beabsichtigte 

Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 114 

ZPO). An der erforderlichen Erfolgsaussicht fehlt es hier. Es ist nicht zu erkennen, dass ein zu-

gelassener Prozessbevollmächtigter (§ 73 Abs 4 SGG) in der Lage wäre, die von der Klägerin 

angestrebte Nichtzulassungsbeschwerde erfolgreich zu begründen. 

 

Hinreichende Erfolgsaussicht hätte die Nichtzulassungsbeschwerde nur, wenn einer der in § 160 

Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe mit Erfolg geltend gemacht werden 

könnte. Die Revision ist danach zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung 

hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), das Urteil von einer Entscheidung des Bundessozialgerichts 

(BSG), des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des 

Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (§ 160 Abs 2 

Nr 2 SGG) oder ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Ent-

scheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). Von diesen Zulassungsgründen lässt sich 

nach Aktenlage unter Berücksichtigung der Entscheidungsgründe des LSG-Urteils und des Vor-

trags der Klägerin keiner feststellen. 

 

Grundsätzliche Bedeutung im Sinne dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie 

eine Rechtsfrage aufwirft, die allgemeine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung besitzt 

(vgl BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 1500 § 160a Nr 39) und die Anwen-

dung mindestens einer Vorschrift des Bundesrechts betrifft (s § 162 SGG). Die Frage muss 

außerdem klärungsbedürftig sein. Das ist grundsätzlich nicht der Fall, wenn die Antwort darauf 

von vornherein praktisch außer Zweifel steht (vgl BSGE 40, 40 = SozR 1500 § 160a Nr 4) oder 

bereits höchstrichterlich entschieden ist (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 13, 65). Rechtsfragen, 

die in diesem Sinne klärungsbedürftig sein könnten, sind hier nicht ersichtlich. 

 

Das LSG hat mit dem angefochtenen Urteil unter Auswertung des gesamten Streitstoffs, insbe-

sondere unter Berücksichtigung des Verfahrensinhalts des vorangegangenen, mit Urteil vom 

28.7.2011 abgeschlossenen Berufungsverfahrens - L 15 SB 135/07 - und nach Beiziehung ak-

tueller Befundberichte der die Klägerin behandelnden Ärzte den Anspruch der Klägerin abge-
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lehnt, weil rechtlich und tatsächlich weder die Voraussetzungen für die Feststellung eines höhe-

ren GdB als 40 noch die des Merkzeichens H vorlägen. Bei der rechtlichen Bewertung hat sich 

das LSG auf die höchstrichterliche Rechtsprechung des BSG gestützt. Eine in diesem Zusam-

menhang bestehende klärungsbedürftige Rechtsfrage, zu der insbesondere noch keine Recht-

sprechung des BSG vorliegt, ergibt sich weder aus den Akten noch aus dem Vorbringen der 

Klägerin. 

 

Eine Zulassung nach § 160 Abs 2 Nr 2 SGG scheidet ebenfalls aus. Die danach erforderliche 

Abweichung (Divergenz) ist gegeben, wenn das angefochtene Urteil auf einer bestimmten 

Rechtsauffassung beruht, die zu der in einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des 

BVerfG zugrunde gelegten Rechtsansichten in Widerspruch steht. Davon kann hier nicht ausge-

gangen werden. Insbesondere hat sich das LSG an der Rechtsprechung des BSG orientiert.  

 

Zudem ist auch kein Verfahrensmangel ersichtlich, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG zur Zu-

lassung der Revision führen könnte. Ein solcher lässt sich jedenfalls weder dem Vorbringen der 

Klägerin noch den vorliegenden Gerichtsakten entnehmen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 

nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine 

Verletzung des § 128 Abs 1 S 1 SGG (Grundsatz der freien richterlichen Beweiswürdigung) und 

auf eine Verletzung des § 103 SGG (Erforschung des Sachverhalts von Amts wegen) nur ge-

stützt werden kann, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinrei-

chende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Da der Klägerin keine PKH zusteht, kann sie auch nicht die Beiordnung eines Rechtsanwalts 

beanspruchen (§ 73a Abs 1 S 1 iVm § 121 ZPO).  

 

Die von der Klägerin sinngemäß eingelegte Beschwerde ist unzulässig. Sie entspricht nicht den 

zwingenden gesetzlichen Vorschriften. Die Klägerin muss sich vor dem BSG gemäß § 73 Abs 4 

SGG durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten vertreten lassen, da sie selbst nicht 

zum Kreis der vertretungsbefugten Personen gehört. Hierauf ist die Klägerin in der Rechtsmit-

telbelehrung des angefochtenen Urteils sowie mit Schreiben des Senats vom 11.3.2013 aus-

drücklich hingewiesen worden. 

 

Die Verwerfung der nicht formgerecht eingelegten Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 

Halbs 2 iVm § 169 SGG ohne Zuziehung ehrenamtlicher Richter.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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